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Große Anfrage 

der Abgeordneten Tatge, Bueb und der Fraktion DIE GRÜNEN 


ökologische und soziale Folgekosten der Industriegesellschaft 
in der Bundesrepublik Deutschland (V) 


hier: Wirtschaftspolitische Konsequenzen 


Wir fragen die Bundesregierung: 

A. Informationsdefizite 

1. 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

— das Wissen über ökologische und soziale Folgekosten wirt- 
schaftlicher Aktivitäten defizitär ist, 

— die Forschung in diesem Bereich intensiviert werden sollte? 

1.1 

Welche Gutachten wurden bisher aus dem Forschungsschwer- 
punktprogramm des BMI „Kosten der Umweltverschmutzung" in 
Auftrag gegeben? 

1.2 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß das dies- 
bezügliche Forschungs- und Informationsniveau in anderen Län- 
dern der OECD sehr viel höher ist als in der Bundesrepublik 
Deutschland und auf Seminaren und in Veröffentlichungen der 
OECD deutsche Beiträge zu diesem Thema fehlen? 

Beteiligt sich die Bundesrepublik Deutschland aktiv an Arbeiten 
der OECD zur Schadenskostenproblematik? 

B. Änderung der Wirtschaftsberichterstattung 

1. Änderung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 

1.1 

Teüt die Bundesregierung die Meinung des Abgeordneten Dr. 
Lammert (CDU): „Das Bruttosozialprodukt mißt so ziemlich alles, 
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nur nicht das, worauf es im Leben ankommt." (125. Sitzung des 
Deutschen Bundestages, 9. Wahlperiode)? 

1.2 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Aussagewert des Brutto- 
sozialprodukts als gesellschaftlichen Wohlfahrtsindikator? 

1.3 

Im Jahresgutachten 1971 spricht sich der Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung dafür aus 
„zu prüfen, inwieweit neben das Bruttoinlandsprodukt andere 
Indikatoren für das Wohlstandsniveau treten können". 

In ihrer Stellungnahme zum Jahresgutachten im Jahreswirt- 
schaftsbericht 1972 fordert die Bundesregierung den Sachverstän- 
digenrat auf, die zunächst nur allgemein aufgeworfene Frage der 
Problematik des Bruttosozialproduktkonzeptes als Wohlstands- 
indikator einmal vertieft zu behandeln. Dieser Aufforderung ist 
der Sachverständigenrat nicht nachgekommen. 

Wird die Bundesregierung diese Aufforderung an den Sachver- 
ständigenrat, eine qualitative Differenzierung des Sozialprodukt- 
konzeptes zu erstellen, wiederholen? 

1.4 

Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß neben der bisheri- 
gen Berechnung des Bruttosozialproduktes eine geänderte Volks- 
wirtschaftliche Gesamtrechnung erstellt werden sollte, die besser 
geeignet ist, eine Änderung der Wohlfahrt der Gesellschaft 
wiederzugeben? 

1.5 

Wie beurteilt die Bundesregierung folgende Vorschläge für eine 
geänderte Wirtschaftsberichterstattung: 

— das in einem Projekt des Wissenschaftszentrums Berlin erar- 
beitete Konzept einer Bereinigung des Bruttosozialprodukts 
um die Summe der defensiven Ausgaben, 

— den in einer Studie von Nordhaus und Tobin (USA) erarbei- 
teten Konsumindikator „Measure of Economic Welfare", 

— den vom japanischen Planungsamt entwickelten „Nettowohl- 
fahrtsindikator" ? 

1.6 

a) In Japan beliefen sich 1970 gemäß den Ergebnissen einer 
Nettowohlfahrtsrechnung des japanischen Wirtschaftsrates 
die (Folge-)Kosten des Umweltschutzes, der weiter verbliebe- 
nen Umweltschäden und von Agglomerationsnachteilen auf 
ca. 12 % des Nettosozialprodukts zu konstanten Preisen (1960 
7 %). 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung den entsprechenden 
Anteü der Folgekosten am Nettosozialprodukt in der Bundes- 
republik Deutschland für das Jahr 1982? 
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b) Wie beurteilt die Bundesregierung die Entwicklung dieses 
Nettowohlfahrtsindikators für Japan, dessen Wert in laufen- 
den Preisen wegen der Einbeziehung von Freizeit und Haus- 
arbeit vor 1960 über dem Wert des traditionell berechneten 
Nettoinlandprodukts (abzüglich der Nettoinvestitionen) lag, 
danach aber wegen der rapiden Zunahme der Folgekosten 
von Umwelt- und Agglomerationsschäden gravierend unter 
diesen Wert sank? 

c) Hält es die Bundesregierung für wahrscheinlich, daß sich für 
die Bundesrepublik Deutschland die Werte eines vergleichbar 
konstruierten Wohlfahrtsmaßes in ähnlicher Weise entwickelt 
haben? 

1.7 

a) Ist das Statistische Bundesamt Wiesbaden.mit der Erarbeitung 
einer revidierten Volks wirtschaf Üichen Gesamtrechnung, die 
den Folgekosten der Industriegesellschaft Rechnung trägt, 
befaßt? 

Wenn ja, welchen Inhalts? 

b) Welche Schritte wurden bisher unternommen, um der auf der 
UN-Frauenkonferenz in Nairobi von den Regierungsdelega- 
tionen erhobenen Forderung nachzukommen, die - im 
wesentlichen von Frauen erbrachten - imbezahlten Beiträge 
zur Nahrungsmittel- und landwirtschaftlichen Produktion, zur 
Reproduktion und zu den Haushaltsaktivitäten künftig in der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung wiederzugeben? 

1.8 

Wie beurteüt die Bundesregierung den Forschungsstand, die 

Ergebnisse und die Weiterentwicklungsmöglichkeiten des 

Konzepts sozialer Indikatoren? 

In welchen Bereichen wendet die Bundesregierung das Konzept 

sozialer Indikatoren an? 


1.9 

Wie beurteilt die Bundesregierung das Programm der sozialen 

Indikatoren der OECD „list of social concems common to most 

OECD countries“? 

1.10 

a) Wie beurteüt die Bundesregierung Versuche, die Input-Out- 
put-Rechnung als Bestandteü der Volks wirtschaf Üichen 
Gesamtrechnung durch sektorspezifische Schadstoffmengen- 
systeme zu ergänzen? 

b) Wie beurteüt die Bundesregierung darüber hinausgehende 
Versuche, mittels Input-Output-Rechnung den gesamten 
Kreislauf zwischen ökologischem und ökonomischem System 
zu erfassen? 
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2. Änderung einzelwirtschaftlicher Berichterstattung 

2.1 

Wie beurteilt die Bundesregierung Versuche, die einzelwirtschaft- 
liche Erfolgsrechnung zu ergänzen durch 

— Sozialbilanzen, 

— betriebsbezogene Stoff- und Energiebilanzen? 

2.2 

Welche Projekte zur Erstellung einer ökologischen Buchhaltung 
sind der Bundesregierung bekannt? 

Welche werden von ihr unterstützt? 

2.3 

Wie beurteilt die Bundesregierung Versuche, zwischen einzel- 
und gesamtwirtschaftlichen Rechnungssystemen neue Infor- 
mationssysteme einzuführen? 

Wie beurteüt sie den Versuch, mittels einer Produktfolgenmatrix 
bzw. einer Produktfolgenanalyse die gesamten ökologischen und 
sozialen Folgewirkungen der Herstellung und des Verbrauchs 
eines Produkts zu erfassen? 

Wie beurteilt sie den Versuch, mittels Umweltverträglichkeitsprü- 
fung und Technikfolgenabschätzung die Gesamtwirkungen von 
politischen Maßnahmen bzw. Technologien zu erfassen? 

3. Änderungen der Haushaltssystematik 

3.1 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des Bundesumwelt- 
amtes, daß die gegenwärtig verwendete Haushaltssystematik für 
einen differenzierten Nachweis der Umweltausgaben öffentlicher 
Haushalte ungeeignet ist? 

3.2 

Wie beurteüt die Bundesregierung die Ergebnisse einer Studie 
des Umweltbundesamtes, nach der ein beträchtlicher Teil der 
umweltbezogenen Ausgaben der öffentlichen Haushalte nicht 
unter den dafür vorgesehenen haushaltssystematischen Funk- 
tionskennziffern verbucht wird und damit weder der Programm-, 
noch der Kontrollfunktion des Budgets genüge getan wird? 

3.3 

Warum ist die Bundesregierung bisher nicht dem Vorschlag des 
Arbeitskreises des Ständigen Bund-Länder-Abteüungsleiteraus- 
schusses für Umweltfragen gefolgt, die Gesamtheit der Umwelt- 
schutzausgaben in einer Anhangliste zum Haushaltsplan zu- 
sammenzustellen? 

3.4 

Hält die Bundesregierung es für sinnvoll, die Kriterien, nach 
denen sich die Umweltschutzausgaben von anderen Ausgaben 
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abgrenzen lassen offenzulegen, und ist sie bereit, die entspre- 
chenden Haushaltstitel regelmäßig in einem Querschnittsbudget 
zusammenzustellen? 

3.5 

In der Antwort auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Kleinert 
(Marburg) und der Fraktion DIE GRÜNEN vom 11. Mai 1984 
(Drucksache 10/1439) hat die Bundesregierung mitgeteilt, daß 
„Die Möglichkeiten intensiv untersucht (werden), durch Schaf- 
fung einer Hauptaufgabe Umweltschutz in den Haushalten des 
Bundes und der Länder eine detaillierte Aufgliederung der öffent- 
lichen Leistungen für den Umweltschutz zu ermöglichen ", 

Welche Ergebnisse haben diese Untersuchungen gebracht? 

3.6 

Ist die Bundesregierung bereit, sich für die Erstellung eines 
gesamtwirtschaftlichen Querschnittsbudgets Umwelt einzuset- 
zen, das die umweltbezogenen Aktivitäten von öffentlichen und 
privaten Haushalten und Unternehmen erfaßt? 

C. Änderungen des wirtschaftspolitischen Zielkatalogs 

1.1 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung für ihre wirt- 
schaftspolitische Zielsetzung und die Operationalisierung der 
Ziele aus der Tatsache, daß im Bruttosozialprodukt wohlfahrts- 
mindemde Faktoren teils positiv bewertet, teüs nicht erfaßt sind? 

1.2 

Mit welchen Argumenten rechtfertigt die Bundesregierung die 
Verwendung von Wachstumsraten des Bruttosozialprodukts als 
Erfolgsmaßstab der Wirtschaftspolitik, obgleich hierin z. B. ein 
Ausstieg von Unfallkosten als wirtschaftlicher Erfolg verbucht 
wird? 

1.3 

a) Ist die Bundesregierung bereit, das Ziel der Umweltqualität in 
den wirtschaftspolitischen Zielkatalog aufzunehmen? 

b) Welche Indikatoren neben der Höhe des Verbrauchs von 
nichtregenerativen Ressourcen und der Schadstoffemissions- 
mengen sieht die Bundesregierung für die Operationalisie- 
rung dieses Ziels als geeignet an? 

1.4 

Ist die Bundesregierung bereit, den Auftrag über die Wirtschafts- 
berichterstattung an den Sachverständigenrat und die fünf Wirt- 
schaftsforschungsinstitute um die Erstellung von Maßzahlen zur 
Entwicklung der Energie- und Rohstoffproduktivität der Produk- 
tion als Erfolgsindikatoren für die Wirtschaftsentwicklung zu er- 
weitern? 

1.5 

Bewertet die Bundesregierung eine Steigerung des Bruttosozial- 
produkts in seiner jetzigen Abgrenzung höher als Produktionsver- 
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zichte zugunsten einer Verringerung von häufig irreversiblen 
Schäden für die menschliche Gesundheit und die Natur? 

1.6 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine Verwendung 
öffentlicher Mittel für die Schadensverhinderung sinnvoller ist als 
ihre Verwendung für Schadensreparatur und damit ein ökolo- 
gisch orientierter Umbau der bestehenden Industriegesellschaft 
die volkswirtschaftlich günstigere Alternative ist? 

Bonn, den 15. Juli 1986 

Tatge 

Bueb 

Borgmann, Hönes, Volmer und Fraktion 
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